
 U mweltpolitik: Vom Reparatur- zum Vorsorgeprinzip

In den letzten Jahrzehnten wurden
einige Milliarden  seitens der
Regierung und Gemeinden im Umwelt-
bereich investiert. Doch nicht alle diese
Ausgaben machen auch ökologisch
Sinn: so fristet vor allem der finanziell
und ökologisch sinnvollste Zweig der
Umweltpolitik in Luxemburg ein mehr
denn trauriges Dasein: der vorsorgen-
de Umweltschutz. Dies trotz der Tatsa-
che, daß ein politischer Konsens
besteht, daß der vorsorgende Umwelt-
schutz prioritär gefördert werden
müßte. In der Praxis geschieht viel-
mehr das Gegenteil: florieren tut vor
allem die sogenannte Reparaturpolitik.
Während z.B. kaum Gelder zum Was-
sersparen eingesetzt werden, werden
Millionen in den Ausbau von Kläranla-
gen investiert.

Die Einführung des «Verursacherprin-
zips», der konsequente Ausbau des
«vorsorgenden Umweltschutzes»
sowie die Berücksichtigung geschlos-
sener Kreisläufe sind im Umweltbe-
reich die zentralen Herausforderungen
am Ende des 20ten Jahrhunderts. Eine
offensive statt reagierende Umweltpoli-
tik ist angesagt! Die Umweltpolitik kann
nicht die alleinige Verantwortung des
Umweltministers sein: vielmehr wird
der Erfolg einer Regierungserklärung
daran zu messen sein, inwiefern eine
Integration der Umweltpolitik in alle
sektoriellen Bereiche der Regierungs-
arbeit erfolgen konnte. Dies trifft
sowohl für die Projekte der Ministerien
selbst (z.B. Straßenbauprojekte) als
auch für deren Subventionspolitik (z.B.
Wirtschaftsförderung) zu.



29

Vorbild-Funktion des Staa-
tes

Die Glaubwürdigkeit der staatlichen
Instanzen in Sachen Umweltschutz
hängt entscheidend davon ab, ob der
Staat eine notwendige Vorbild-Funktion
wahrnimmt oder nicht.

Bis dahin scheint es allerdings noch ein
weiter Weg zu sein.

Ein besonders trauriges Beispiel in die-
sem Zusammenhang stellt das Bauten-
ministerium dar: nach wie vor erfolgt die
Renovierung von Gebäulichkeiten in der
überwiegenden Mehrzahl der Fälle nicht
nach ökologischen Kriterien. Auch ener-
getische Aspekte werden nur unzufrie-
denstellend berücksichtigt. Manche Initi-
ativen, die von Betroffenen an das Bau-
tenministerium herangetragen wurden,
mit der Bitte ökologische Kriterien zu
berücksichtigen (z.B. beim Ausbau von
Schulgebäuden) wurden gänzlich igno-
riert...

Der Mouvement Ecologique ist der Über-
zeugung, daß eine derartige Vorgehens-
weise nicht länger zulässig ist. Der Vor-
bild-Funktion des Staates im Bereich der
umweltfreundlichen Beschaffung sollte
von der nächsten Regierung eine abso-
lute Priorität eingeräumt werden.

Dringend erforderlich ist es modellhafte
Ausschreibungen für Staatsverwaltun-
gen, aber auch für Gemeinden anzuferti-
gen und systematisch anzuwenden (was
z.B. die Isolierung, Baumaterialien
betrifft).

Die Forderung nach Umweltschutzbeauf-
tragten in Gemeinden bzw. der Durch-
führung von sogenannten Oeko-Audits in
größeren Betrieben ist sicherlich auch
auf die staatlichen Verwaltungen über-
tragbar. Vor allem im Bautenministerium,
unter dessen Federführung zahlreiche
Projekte durchgeführt werden, sollten
umgehend mehrere Umweltbeauftragte
eingestellt werden bzw. eine diesbezügli-
che Weiterbildung des Personals erfol-
gen.

Umgestaltung der staatli-
chen Ausgabenpolitik

Eine Analyse der derzeitigen Budgetpoli-
tik des Staates ergibt, daß in der staatli-
chen Ausgabenpolitik der reparierende
Umweltschutz, die Symptombekämpung,
dominiert. Umweltpolitische Akzente

werden kaum gesetzt, volkswirtschaftlich
sinnvolle Ausgaben (z.B. Energiespar-
maßnahmen) nur unzureichend durchge-
führt und unterstützt. Eine Analyse des
staatlichen Budgets durch das deutsche
Institut für Wirtschaftsforschung aus
München, die im Auftrag der Umwelt-
kommission der Abgeordnetenkammer
durchgeführt wurde, weist diese gravie-
renden Mängel ganz eindeutig auf. Wir
zitieren:

 dominiert offensichtlich in der staat-
lichen Ausgabenpolitik Luxemburgs im
Umweltbereich nach wie vor die Symp-
tombekämpfung. Die Vorsorgepolitik ist -
zumindest ausgabenseitig - gegenwärtig
(noch) von völlig untergeordneter Bedeu-

 (...)

In der Regel erfolgt im Rahmen der Ent-
sorgung eine Verlagerung der Schad-
stoffe auf andere Umweltmedien (z.B.
bei Klärschlämmen aus der Abwasser-
behandlung), andere Regionen (z.B. bei
Müllexporten) oder auf andere Genera-
tionen (z.B. bei unterlassener Altlastens-

Der Mouvement Ecologique ist der Über-
zeugung, daß aus ökologischen und
ökonomischen Überlegungen heraus,
eine Durchleuchtung des Staatsbudgets
im Hinblick auf eine konkrete Umorien-
tierung verschiedener Ausgabeposten,
z.B.:
- statt weitere Subventionen für die

 bzw. Deponien: Konse-
quente Förderung der Abfallvermeidung
und -beratung;
- statt einer Kapazitätssteigerung beste-
hender Kläranlagen: Anwendung des
Verursacherprinzips, z.B. mittels Abwas-
ser-Vorklärung bei Betrieben;
- statt gleichzeitiger Förderung der
öffentlichen Transportmittel und des
vidualverkehrs: prioritärer Ausbau des
öffentlichen Transports;
- statt der Förderung von

 bei Betrieben (z.B. Bau einer
Industrie-Mülldeponie, Filteranlagen für

 Erstellen konkreter Förderpro-
gramme zur Umgestaltung der industriel-
len Produktionsprozesse;
- ökologische Steuerreform.

Erweiterung der Produkt-
I haftung

Luxemburg hat ebenso wie andere EG-
 die sogenannte EG-Direktive

betreffend die Produkthaftung umge-
setzt. Diese hat prioritär zum Ziel, daß
Produzenten für die Sicherheit ihrer Pro-
dukte haften müssen (z.B. bei Spiel-

zeuggeräten).

Die Produkthaftung sollte jedoch konse-
quent auf Gesundheits- und Umwelt-
aspekte ausgedehnt werden. So sollte
z.B. ein Produzent auch für gesundheitli-
che Langzeitwirkungen haften (siehe

 bei Holzschutzmitteln).

Berufliche Weiterbildung
im Umweltbereich

Vor allem solche Betriebe, die im
Umweltbereich innovativ tätig sind, wer-
den weniger unter der Rezession zu lei-
den haben.

Nach Ansicht des Mouvement Ecologi-
que ist es deshalb dringend geboten,
daß der Staat gegenüber dem Handwerk
eine dynamische Politik entwickelt. Mög-
lich sind z.B. die gemeinsame Ausarbei-
tung eines  für Betrie-
be, die finanzielle Unterstützung von
Betrieben, die sich aus ökologischer
Sicht sanieren wollen (Überarbeitung
des Gesetzes betreffend den Mittel-
stand, nach dem Vorbild des

 die Unter-
stützung der Weiterbildung der Hand-
werksbetriebe im ökologischen Bereich...

Sichern der Kennzeich-
nungspflicht

Es ist zu befürchten, daß dem Konsu-
menten in Zukunft verstärkt behandelte
Nahrungsmittel (Bestrahlung, gentechni-
sche  im Handel angebo-
ten werden.

In diesem Bereich kommt der Kenn-
zeichnung dieser Waren eine hohe
Bedeutung zu. In der Tat sollte der Kon-
sument zumindest die Möglichkeit erhal-
ten, diese Produkte zu meiden. Dies
setzt jedoch eine entsprechende Kenn-
zeichnung der Produkte voraus.

Eine ähnliche Frage stellt sich z.B. auch
bei Baumaterialien (u.a. Formaldehyd-
Gehalt bestimmter Produkte).

Generell drängt der Mouvement Ecologi-
que darauf, daß in Luxemburg eine weit-
reichende Kennzeichnungspflicht für
potentiell  / umweltschädi-
gende Produkte bzw. gentechnisch her-
gestellte oder bestrahlte Lebensmittel
eingeführt werden soll.
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Forderungen
des Mouvement

Ecologique

38. Entwicklung der Vorbild-Funktion
des Staates bei der umweltfreundli-
chen Beschaffung.

39. Progressive Umgestaltung der
staatlichen Ausgaben im Staatsbud-
get: vom nachsorgenden zum prä-
ventiven Umweltschutz.

40. Verstärkte Anwendung der Pro-
dukthaftungs-Gesetzgebung in
Luxemburg.

41. Unterstützung der Weiterbildung-
sprogramme zur Förderung der
fachlichen Weiterbildung der Hand-
werksbetriebe im ökologischen
Bereich.

42. Festlegung einer Kennzeich-
nungspflicht von möglichen Gesund-

 und Umweltgefährdungen von
bestimmten Produktsparten.
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 der Vergangenheit wurden eine
Reihe von Maßnahmen in die Wege
geleitet, um einen effizienteren Schutz
der Elemente Luft, Wasser und Boden
herbeizuführen. So wurde z.B. der Bau
der Kläranlagen vorangetrieben, ein
neues Wasserschutzgesetz in der
Abgeordnetenkammer verabschiedet
und vor allem zu Anfang dieser Legis-
laturperiode ein neues Kommodo-
Inkommodo-Gesetz, das verstärkt
Umweltinteressen Rechnung trägt,
verabschiedet.

Eine Reihe dieser Neuerungen
gewährleisten zum Teil einen besseren
Schutz der Natur und Umwelt. Eine
Lösung vieler Umweltprobleme aber
konnte dadurch nicht erreicht werden,
wie Statistiken belegen (u.a. steigen-
der Nitratgehalt im Trinkwasser,
Zunahme der  Zusätz-
liche tiefgreifendere Maßnahmen,
welche die strukturellen Ursachen der
Umweltprobleme angehen, drängen
sich auf.
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Luxemburg braucht ein
Bodenschutzgesetz!

In dem Plaidoyer «Alarmierender Boden-
verbrauch in Luxemburg» spricht sich
Jos Frisch, Direktor der technischen
Dienste der Landwirtschaft, für die
Einführung von gesetzlichen Boden-
schutz-Bestimmungen aus.  Boden-
schutz ist ein Stiefkind in der Luxembur-
ger Gesetzgebung. Der Aspekt «Boden-
schutz» fehlt so  der Kommodo-
Inkommodo-Gesetzgebung. Nur in den
Direktiven der Landesplanung findet sich
eine entsprechende Aussage:
est un bien rare et
d'augmentation. II convient de  mena-
ger au  en  son gaspillage
quantitatif et  qualitative».
(Directives  -
Programme directeur de
du territoire 1977).

In der tagtäglichen Praxis ist es aller-
dings so, daß die Vorgehensweise von
Bodenspekulanten, sog. «Promotoren»,
den Landverbrauch und die Landzer-
siedlung steuert. Bis dato reagierten die
staatlichen Instanzen kaum auf diese
Entwicklung, wie der alarmierende
Bodenverbrauch von  Hektar pro Tag
aufzeigt. So drängt sich für Luxemburg
eine weitaus gezieltere Bodenschutzpoli-
tik auf.  Bemühungen
(z.B. Sensibilisierungsarbeit oder Emp-
fehlungen an Promotoren) alleine rei-
chen jedoch nicht aus. Vielmehr muß der
Bodenschutz in Zukunft sowohl in den
sektoriellen Gesetzen festgeschrieben
(z.B. betreffend die Bebauung) als auch
in einem regelrechten Boden-Schutzge-
setz verankert werden.

Das Luxemburger Gesetz sollte sich
hierbei am Vorbild der ausländischen
Gesetzgebung orientieren

So sollte es die derzeit bestehenden
Regelungen, Verordnungen  Vor-
schriften zum Schutz des Bodens
zusammenfassen und konkrete Vorga-
ben beinhalten u.a. betreffend:

- den zulässigen Bodenverbrauch, bzw.
die Versiegelung;
- den Schutz wertvollen Ackerbodens;
- den Bodenschutz in der kommunalen
Bebauung und der Landesplanung

- den Zusammenhang zwischen Boden-
schutz und Landwirtschaft (Begrenzung
von Düngung und Pestizidanwendung);
- die Sanierung von Altlasten,
- den Inhalt und die Grenzen des Verur-
sacherprinzips bei Bodenbelastungen.

Ein Wasserwirtschaftsamt
tut not!

Das 1992 verabschiedete Wasser-
schutzgesetz konnte keine Lösung für
die Probleme der Kompetenzenaufsplit-
terung im Wasserschutzbereich zwi-
schen unterschiedlichen Verwaltungen
und Ministerien herbeiführen.

So sind nach wie vor neben den
Gemeinden mehrere Verwaltungen und
Ministerien für die unterschiedlichen
Bereiche der Wasserschutzpolitik verant-
wortlich: Umweltverwaltung, Forstverwal-
tung, technischer Dienst der Landwirt-
schaft (ASTA), Straßenbauverwaltung,
Arbeitsinspektion...

Dieses Kompetenzwirrwarr (mit teilwei-
sen Überschneidungen), das für einen
Außenstehenden kaum noch überschau-
bar ist, bringt mit sich, daß der Schutz
des Wassers nur sehr unzulänglich
sichergestellt ist. In der Tat wird dieser
durch uneffiziente Verwaltungsstruktu-
ren, administrative Hürden, Kompetenz-
gerangel zwischen den unterschiedli-
chen Verwaltungen usw. in Frage ges-
tellt. Im Sinne einer größtmöglichen Effi-
zienz wäre es entsprechend dringend
geboten, alle entsprechenden Kompe-
tenzen im Rahmen eines Wasserwirt-
schaftsamtes zu bündeln. Der Mouve-
ment Ecologique wiederholt deshalb
seine Forderung nach einem Herauslö-
sen der für Wasserwirtschaft kompeten-
ten Dienste aus der Straßenbauverwal-
tung und der technischen Dienste der
Landwirtschaft in einem Wasserwirt-
schaftsamt im Rahmen des Umweltmi-
nisteriums.

Überarbeitung der

bung

Das Ende der 80ger Jahre neu gestimm-
te Kommodo-Inkommodo-Gesetz brach-
te eine Reihe wichtiger Neuerungen mit
sich, die aus der Sicht des Umwelt-
schutzes durchaus zu begrüßen sind.
Trotzdem bleiben eine Reihe von Proble-
men bestehen, die es im Zuge einer wei-
teren Reform zu lösen gälte. Leider
konnte ein Gesetzesprojekt, das zumin-
dest Wege zu einer effizienteren und
einfacheren Handhabung betreffend die
Genehmigungsprozeduren für Betriebe
vorsah, aufgrund von zweifelhaften
«oppositions formelles» des Staatsrates
nicht mehr durchgeführt werden.

Der Mouvement Ecologique bleibt jedo-
ch der Überzeugung, daß dieser Geset-
zesentwurf in seinen Grundlinien von der
nächsten Regierung übernommen und
zusätzlich folgende Verbesserungen
durchgeführt werden

- Aufgrund eines Urteils des Streitsache-
nausschuß des Staatsrates ist es not-
wendig, daß das Klagerecht der Umwelt-
schutzorganisationen im administrativen
Bereich im Rahmen der Kommodo-
Inkommodo-Reform definitiv verankert
wird (so wie dies übrigens die Umwelt-
kommission der Abgeordnetenkammer
beabsichtigte).
- Desweiteren drängt sich eine Neuauf-
teilung der unterschiedlichen Kommodo-
Inkommodo-Klassen auf (wobei für Dritte
potentiell gefährliche oder schädigende
Anlagen, weiterhin einer öffentlichen
Prozedur unterliegen müssen).
- Zudem sollte das Prinzip des «nachhal-
tigen  seinen Eingang in
das Kommodo-Inkommodo-Gesetz fin-
den. So ist es zwar wichtig, daß Betriebe
eine gewisse Sicherheit erhalten, welche
Umweltauflagen ihnen auferlegt werden
dürfen und welche nicht. Abersinnig
wäre es aber, wenn weiterhin, wie im
derzeitigen Kommodo-Inkommodo-
Gesetz, der Minister aufgrund dieser
Bestimmung Betriebe zulassen muß, die
erwiesenermaßen aus der Sicht des
Umweltschutzes nicht zu verantworten
sind, da sie eine wesentliche Gefähr-
dung der Umwelt darstellen. Der Minister
muß dazu befugt sein, alle zum Schutz
der Umwelt wirklich erforderlichen Aufla-
gen vorzuschreiben, auch dann, wenn
diese die Rentabilität eines Betriebes in
Frage stellen. Desweiteren muß der
Minister schlichtweg eine Betriebsgeneh-
migung verweigern können, wenn es
ansonsten nicht möglich ist, mittels geei-
gneter Auflagen den Zielen des Natur-
und Personenschutzes zum Durchbruch
zu verhelfen. Der Mensch muß sich nun
einmal danach richten, daß seine Akti-
vitäten nur im Rahmen der von der Natur
gesetzten Grenzen möglich sind - in die-
sem Sinne wäre der Begriff der «meilleu-
re technologie disponible» zu überden-
ken.
- Weitere Forderungen sind: endlich eine
Umsetzung der Impaktstudien-Direktive
(seit Jahren  eine stärkere
Berücksichtigung der Kompetenzen des
Gesundheitsministeriums im Rahmen
der legalen Prozeduren; eine Verbesse-
rung der Kontrollmöglichkeiten, eine
Information der Bürger und Nachbarlän-
der, eine Demokratisierung der Entschei-
dungen, eine Umkehr der Beweislast,
eine Integration ökologischer Überlegun-
gen in Handwerk und Handel...
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Der Mouvement Ecologique besteht
somit mit Nachdruck darauf, daß nicht
nur Verbesserungen aus der Sicht der
betroffenen Berufskreise (Lösung der
aktuellen Handhabungsprobleme durch
verbesserte administrative Strukturen),
sondern auch Änderungen im Sinne
eines effizienteren Umweltschutzes
durchgeführt werden sollen.

l Kurzfristige Ausweisung
von Trinkwasser-Schutzge-
bieten

Aufgrund des neuen Wasserschutzge-
setzes obliegt die Verantwortung für die
Ausweisung der Trinkwasser-Schutzge-
biete nunmehr dem Staat. Eine Umset-
zung dieser Regelung ist angesichts des
steigenden Nitratgehaltes im Trinkwas-
ser und der weiteren Bebauung der not-
wendigen Schutzzonen unbedingt gebo-
ten. Der Mouvement Ecologique drängt
jedoch darauf, daß die Ausweisung die-
ser Trinkwasserschutz-Gebiete seitens
des Staates in direkter Zusammenarbeit
mit den Betroffenen (Gemeinden, Land-

 erfolgt und keine staatliche Vor-
gehensweise «von oben herab» durch-
geführt wird. Die Ausweisung von
Schutzzonen alleine jedoch wird kein
Problem lösen, wenn nicht die Umset-
zung der Maßnahmen gewährleistet
wird. Diese hängt entscheidend von
einer partnerschaftlichen Zusammenar-
beit zwischen staatlichen Instanzen,
Gemeinde und betroffenen Landwirten
ab. Fragen wie die Beratung der Land-
wirte, deren eventuelle Entschädigung
bei der Umsetzung von Schutzmaßnah-
men sind vorrangig zu klären.

Feste Grenzwerte für
und Wasserbelastungen!

Derzeit gibt es noch keine gesetzlich

verankerten Grenzwerte für:
- die maximal zulässigen Emissionen
- sowie die maximal zulässigen Belas-
tungen eines Ökosystems. Ein entspre-
chendes großherzogliches Reglementes
steht, wegen der Nicht-Verabschiedung
der Reform des Kommodo-lnkommodo
Gesetzes, noch aus. Nach Ansicht des
Mouvement Ecologique ist es notwendig,
daß in der kommenden Legislaturperio-
de feste Grenzwerte für die Emissionen
im Luft- und Wasserbereich sowie die
maximal zulässige Belastung der Öko-
systeme festgelegt werden. Hierbei soll-
te die «Kombinationswirkung» der ein-
zelnen Schadstoffe, sowie die unter-
schiedliche Belastungsfähigkeit durch
Schadstoffe von Mensch und Natur,
unbedingt berücksichtigt werden. Es darf
in der Tat nicht sein, daß in Zukunft die
Grenzwerte weiterhin ausschließlich auf-
grund deren Toxizität für den Menschen
festgelegt werden, da bestimmte Oeko-
Systeme weitaus empfindlicher reagie-
ren, als der Mensch (siehe z.B. auch
Ozonbelastung). Es ist im Sinne eines
effektiven Umweltschutzes, nicht nur
gesundheitliche, sondern auch ökolo-
gische Kriterien bei der Festlegung der
Grenzwerte anzuwenden. In diesem
Sinne ist es auch erforderlich, in der
nächsten Legislaturperiode regionale

 auszuarbeiten und
umzusetzen. Dies auf der Basis des
Gesetzes von  betreffend die Luft-
qualität und mittels einer öffentlichen
Prozedur über das Gesetz betreffend die
Landesplanung. Eine effiziente

 setzt in der Tat voraus, daß
im Falle einer unzufriedenstellenden
Luftqualität in einem bestimmten Gebiet,
gezielte Maßnahmen im Bereich der
Emissionsbegrenzungen durchgeführt
werden können.

Es gilt daher: (ähnlich der Schweiz)
- sicherzustellen, daß generell die Luft-
qualität in Luxemburg untersucht wird,
damit die Gesundheit nicht gefährdet ist,
- die einzelnen Emittenten und ihre
Beteiligung an der Luftbelastung festzus-

tellen und
- zu gewährleisten, daß ein Maßnah-
menkatalog in die Wege geleitet und
umgesetzt wird. Die Frage nach der
Einführung von Umweltzertifikaten und
anderen Instrumenten der Umsetzung
sollte in einer  Diskus-
sion geprüft werden.

l
gram
Einführung von Förderpro-
grammen für Betriebe

In den letzten Jahren wurden eine Reihe
von Gesetzen verabschiedet, deren
Impakt weitgehend davon abhängt,
inwiefern der Staat nunmehr durch eine
dynamische Politik den darin enthalte-
nen Zielen auch zum Durchbruch verhel-
fen will. So  sich der Mouvement
Ecologique dafür  daß der Staat
regelrechte Förderprogramme ausarbei-
ten sollte, um deren Umsetzung zu
sichern. Betriebe - die sich neuen
Umwelt-Auflagen anpassen müssen
bzw. die Maßnahmen treffen, die über
die gesetzlich vorgeschriebenen Aufla-
gen hinausgehen, sollten vom Staat
finanziell unterstützt werden.

Dies trifft u.a. für die Ausführungsgestim-
mungen des
- Kommodo-Inkommodo-Gesetzes
- neuen Abfallwirtschaftsgesetzes
- Wasserschutzgesetzes
- sowie des neuen
sgesetzes

Hierbei darf es sich allerdings keines-
wegs um allgemeine Förderprogramme
handeln, sondern diese sollten mit klaren
umweltpolitischen Zielen verbunden sein
(z.B. Minderung der Abfälle um 10%).
Angesichts der Tatsache, daß derartige
Förderprogramme Betriebe in Umstel-
lungsphasen unterstützen bzw. die
Anpassung der Betriebe an den Stand
der Technik gewährleisten sollen, müß-
ten die Programme zeitlich befristet sein.

43. Verwirklichung eines Bodenschutz-
Gesetzes.

44. Zusammenlegung aller für den Was-
serschutz zuständigen Kompetenzen in
einem  im Rahmen
des Umweltministeriums.

45. Überarbeitung des Kommodo-Inkom-
modo-Gesetzes.

46. Kurzfristige Ausweisung von Trinkwas-
ser-Schutzgebieten.

47. Festlegung von Grenzwerten.

48. Ausarbeitung und Umsetzung von
regionalen Luftreinhalte-Plänen auf der
Basis des Gesetzes von 1976 betreffend
die Luftqualität.

49. Anpassung der Altanlagen an die
erforderlichen Umweltauflagen - Erstellung
entsprechender zeitlich begrenzter Förder-
programme.

Forderungen
des Mouvement
Ecologique
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In der letzten Legislaturperiode haben
sich die Probleme im Abfallbereich
weiter zugespitzt. Der Druck auf die
politisch Verantwortlichen für weitere
resp. verbesserte Entsorgungsanlagen
(Industriemülldeponie, Bauschuttdepo-
nien,
und getrennte Sammelsysteme

 Recyclingzen-
 wurde erhöht, ohne daß auf

dem ökologisch relevanten Gebiet der
Abfallvermeidung Fortschritte erzielt
werden konnten.

Statt Abfälle (1) zu vermeiden, wurde
oft das Recycling zu einer Imageauf-
besserung verschiedener Produkte
mißbraucht (z.B. getrennte Sammlun-
gen von Kunststoffen mit anschließend
zweifelhafter Verwertung).

Die Resultate der letzten 5 Jahre
beschränken sich somit auf die Berei-
che Entsorgung und Verwertung. Posi-
tive Neuerungen im Bereich der
umweltgerechten Verwertung und Ent-
sorgung stellen aber sicherlich die

 sowie die
 dar.

Zudem konnte ein neues Abfallwirt-

schaftsgesetz erst vor kurzem verab-
schiedet werden, welches den Rah-
men für eine moderne Abfallwirtschaft
definiert. Dieses Gesetz kann - falls
der politische Wille besteht - eine öko-
logische  Wirtschaft in die Wege
leiten. Das Gesetz läßt hierzu zahlrei-
che Möglichkeiten offen - ausreichende
Verpflichtungen enthält es allerdings
nicht. Somit wird sich der Einfluß des
neuen Abfallgesetzes erst bei der
Umsetzung der sektoriellen Abfallwirt-
schaftspläne, die in den kommenden
Jahren für die einzelnen Abfallarten
erstellt werden müssen, zeigen.

In speziellen Bereichen, wie z.B. den
Verpackungen von flüssigen Lebens-
mitteln, konnte noch immer kein Kon-
sens gefunden werden, im Hinblick auf
eine Bevorzugung umweltschonender
Verpackungen gegenüber Einwegver-
packungen. Dies trotz der Tatsache,
daß Luxemburg seit 1987 eine ent-
sprechende EG-Direktive hätte umset-
zen müssen.

Desweiteren bestehen für alle Abfallar-
ten kaum ökonomische Anreize zur
Vermeidung resp. ökologisch sinnvol-
len Verwertung.
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Chaos in den politischen
Strukturen

Im Hausmüllbereich wurden die Kompe-
tenzen durch die Bildung weiterer
Gemeindesyndikate noch undurchsichti-
ger. Verschiedene Gemeinden sind in
mehreren Syndikaten mit dem gleichem
Aufgabengebiet vertreten. Diese Syndi-
kate sind dem Innenministerium unter-
stellt, der Umweltminister hat keine
direkte Weisungsbefugnis im Abfallbe-
reich. Somit stellt die Umsetzung eines
nationalen Abfallwirtschaftskonzeptes
auf regionaler / kommunaler Basis eines
der wesentlichen Probleme dar.

Es gilt daher:
- eine nationale Koordination sicherzu-
stellen (über ein gemischtes Gremium

 das die politischen
Optionen und Entscheidungen im Abfall-
bereich trifft (ähnlich dem  Natio-
nal de Coordination', jedoch mit festge-
legten Befugnissen),

- die Umsetzung der politischen Ent-
scheidungen über eine gemischte
Gesellschaft
wirtschaft zu gewährleisten und auch
marktpolitisch wirksamer zu gestalten.

Für den Industriemüll wurde eine
gemischte Gesellschaft
eingesetzt, deren Hauptanliegen in der
Einrichtung einer neuen Deponie
('Ronnebierg'- Ersatz) liegt.

l Konsequente Anwendung
des Verursacherprinzips

Bisher wurde die Einrichtung von Müll-
Entsorgungsanlagen finanziell vom Staat
unterstützt (durch Subventionen, z.B. für
die  die Filteranlagen
der  oder
die Industriemülldeponie).

Aus ökologischer, aber auch aus volks-
wirtschaftlicher Sicht, sollte die Entsor-
gung von Abfällen - d.h. die Deponie-
rung und Verbrennung - prinzipiell nicht
mehr vom Staat unterstützt werden (die
geplante  im Osten des
Landes muß die letzte Ausnahme zu
dieser Regelung sein).

Für die Entsorgung von Restmüll sollen
die Gemeinden, Verbraucher und Abfall-
erzeuger den reellen Preis zahlen
(Kostenwahrheit). Die Anwendung die-
ses Verursacherprinzips ist die Grund-
voraussetzung dafür, daß Betriebe weni-

ger abfallintensive Produktionsprozesse
nutzen, umweltschonendere Produkte
herstellen.

Ein Beispiel: Bis vor wenigen Monaten
betrugen die (subventionierten) Depo-
niegebühren für Hausmüll hierzulande in
etwa  pro Tonne Abfall. Die
Kosten für die Einsammlung und Ver-
wertung von einer Tonne Papier waren
hingegen etwa 3,5x höher.

Zudem müssen auch Anreize zur Abfall-
vermeidung für Privatpersonen gesichert
werden: umweitschonendes Verhalten
muß sich finanziell gegenüber umwelt-
belastendem lohnen. Um den Anreiz zur
Abfallvermeidung auch für jeden Einzel-
nen Verbraucher/Abfallerzeuger zu för-
dern, gilt es diejenigen finanziell zu
belohnen, die weniger Abfälle resp.
Restmüll produzieren.

Für den Hausmüll bieten sich dafür meh-
rere Systeme an (verschieden verrech-
nete Tonnenvolumen, Wertmarkensy-
stem - nur bei der Entleerung einer
Tonne werden Gebühren über Wertmar-
ken erhoben - Abwiegen am Müllfahr-
zeug usw.).

Im industriellen Bereich hat sich gezeigt,
daß der finanzielle Anreiz zur Abfallver-
meidung (Investitionskosten für Produk-
tionsumstellung z.B.) nur dann ausrei-
chend gegeben ist, wenn neben den
erhöhten Entsorgungskosten für spezifi-
sche Abfälle auch Sonderabgaben erho-
ben werden (siehe unten). In der Tat sol-
len die Betriebe auch für die sogenann-
ten externen Kosten (sprich Umweltbela-
stungen und Ressourcenverbrauch), die
durch die Deponierung der Produkte ent-
stehen, aufkommen. Eine Sonderabga-
be würde eine Berücksichtigung dieses
Verursacherprinzips zumindest teilweise
sicherstellen.

Förderprogramme und
Abgaben

Marktpolitische Instrumente setzen sich
einerseits zusammen aus der
len Förderung von Maßnahmen zur
Abfallvermeidung (Förderprogramme)
und andererseits aus Abgaben bei der
Entstehung und Deponierung von Abfäl-
len.

In verschiedenen deutschen Bundeslän-
dern bestehen derartige Förderprogram-
me (z.B. für die Abfallvermeidung), die
entscheidend dazu beigetragen haben,
daß Betriebe umweltschonendere Pro-
dukte und Produktionsprozesse genutzt

haben.

Zusätzlich zu dieser finanziellen Unter-
stützung für Betriebe sieht das deutsche
Abfallabgabengesetz des Bundes fol-
gende Abgaben vor (ähnliche Modelle
gibt es in

- Eine Vermeidungsabgabe für beson-
ders überwachungsbedürftige Abfälle
resp. für Massen und Industrieabfall. Es
handelt sich um Abgaben von  Dm
resp.  Dm aufwärts.

- Zusätzlich wird eine Deponieabgabe
für alle Abfälle, die zur

 kommen, erhoben.
Höhe dieser Abgabe liegt zwischen
und  Dm.

Die Motivation zur Erhebung einer Abga-
be zusätzlich zu den reellen Entsor-
gungsgebühren liegt darin, daß somit die
laufenden Entsorgungskosten wesent-
lich verteuert werden, gegenüber Maß-
nahmen zur Produktionsumstellung und
-Verbesserung. Die Amortisationszeit
von betrieblicher Abfallvermeidung durch
Produktionsumstellung ist nur bei
zusätzlichen Abgaben ökonomisch rele-
vant. Der Einwand vom Exportdruck, der
gegen solche Abgaben ins Feld geführt
wird, kann in der Praxis nicht bestätigt
werden. Die deutschen Bundesländer, in
denen eine solche Abgabe besteht, zäh-
len mehrheitlich nicht zu den führenden
Müll-Exportländern (laut Umweltmagazin
04/93).

Neben den Abgaben und Öko-Steuern
gibt es jedoch weitere marktwirtschaftli-
che Instrumente. Es sind dies die
Umwelthaftung (Haftung der Hersteller
bei Umweltschäden, auch nach der
Lebensdauer eines Produktes) und die
Vergabe von Lizenzen (Mengenregulie-
rung): neuartige  die in die
Diskussion gebracht werden müssen.

schal
Umsetzung der Abfallwirt-
schaftspläne

Das neue Abfallwirtschaftsgesetz
sechs verschiedene Abfallwirtschaftsplä-
ne vor: für Hausmüll, Industriemüll, Klär-
schlamm, Bauschutt, Krankenhausabfäl-
le und Altlasten.

Leider wurde der genaue Inhalt dieser
Pläne im Gesetz nur unzureichend defi-
niert. Diese Abfallwirtschaftspläne soll-
ten unbedingt folgende Aspekte beinhal-
ten:

- Bestandsaufnahme: Arten, Mengen
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und Herkunft der Abfälle;
- Festlegung eindeutiger Prioritäten und
Ziele: Vermeidungs- und Verwertungs-
potentiale sowie Behandlungs- und Ent-
sorgungseinrichtungen;
- Instrumente um diese Ziele zu errei-
chen;
- Klare Benennung, der für die Umset-

zung verantwortlichen Akteure;
- Zielvorgaben für die zeitliche Umset-
zung;
- Festlegung der finanziellen Beteiligun-
gen.

Die Abfallwirtschaftspläne müssen in
enger Zusammenarbeit mit den betroffe-

nen Kreisen ausgearbeitet werden und
der öffentlichen Prozedur der Landespla-
nung unterliegen. So kann bei der Bevöl-
kerung die  für die geplanten
Maßnahmen und Einrichtungen erhöht
werden.

Forderungen
des Mouvement
Ecologique

50. Keine weitere staatliche Subven-
tionnierung für die Nachrüstung
sowie für den Bau von Entsorgungs-
anlagen - Integrale Umsetzung des
Verursacherprinzips.

51. Konsequente Einführung markt-
politischer Instrumente im Hinblick
auf eine Vermeidung und Verwertung
von Abfall.

52. Kurzfristige Erarbeitung und
Umsetzung der Abfallwirtschaftsplä-
ne in den Bereichen Haushalt, Indu-
strie, Klärschlamm, Bauschutt, Kran-
kenhaus und Altlasten.

53. Überarbeitung der Strukturen der
Abfallwirtschaft in Luxemburg.

(1) Abfälle: Leider bestehen schon bei der Interpretation des
Abfall-begriffes große Unterschiede. Die Industrie will den Begriff
eng fassen und verwertbare Stoffe nicht als Abfälle betrachten,
sondern als Waren, die einer anderen Gesetzgebung unterlie-
gen. Ökologisch sinnvoll ist, alle Stoffe deren Behandlung nach
den Bestimmungen des Gesetzes im Sinne der Allgemeinheit
geboten ist, als Abfälle zu bezeichnen. Müll ist ein Gemisch aus
Abfällen.

(2) Restmüll: Ist der Müll, der übrig bleibt, nachdem alle Möglich-
keiten der Verwertung ausgeschöpft sind.

(3) Abfallwirtschaftspläne: Politische Pläne, die die einzelnen
Maßnahmen der Vermeidung, Verwertung, Behandlung und Ent-
sorgung der Abfälle planen und regeln. Für jede Abfallkategorie
sind getrennte Pläne zu erstellen.


